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Antrag 

der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Albert Schmidt (Hitzhofen), Heimut 
Wilhelm (Amberg), Kristin Heyne, Egbert Nitsch (Rendsburg) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Transrapid-Entscheidung offenhalten 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der geplante Bau der Magnetschnellbahn Transrapid zwischen 
Hamburg und Berlin stellt ein beträchtliches Risiko für den Bun- 
deshaushalt und ein ebenso großes Risiko für die 100%ige Bun- 
destochter Deutsche Bahn AG (DB AG) dar. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . vor der Bundestagswahl keine Vereinbarungen zum Transra- 
pid mit Industriekonsortium und DB AG einzugehen, die eine 
über die bisherigen Vereinbarungen hinausgehende Bin- 
dungswirkung haben und damit eine Neubewertung des Pro- 
jektes behindern würden. 

2. einen Baubeginn für den Transrapid vor der Bundestagswahl 
und vor Beschlußfassung des Deutschen Bundestages über die 
weiteren zu treffenden Vereinbarungen zwischen Industrie- 
konsortium, DB AG und Bund gemäß § 2 des Magnetschwe- 
bebahnbedarfsgesetzes (MsbG) zu versagen. 


Bonn, den 2. April 1998 

Gila Altmann (Aurich) 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Helmut Wilhelm (Amberg) 

Kristin Heyne 

Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Die Bundesregierung beabsichtigt noch vor der Bundestagswahl 
endgültige vertragliche Bindungen zum Bau des Transrapid ein- 
zugehen. Nach ihrer Auffassung soll das Parlahient lediglich über 
deren Inhalt unterrichtet werden, eine Beratung und Beschlußfas- 
sung ist nicht vorgesehen. Dieses Vorgehen birgt beträchtliche Ri- 
siken für den Bundesetat und ist daher nicht akzeptabel. 

Bislang hat die Bundesregierung das Parlament nicht verläßlich 
und nachprüfbar über die mit dem Bau des Transrapid verbunde- 
nen finanziellen Risiken informiert. Die Prüfungen durch den Bun- 
desrechnungshof haben einen erheblichen Nachbesserungsbedarf 
bei den bislang vorgelegten Konzepten für Finanzierung und Ma- 
nagement des Transrapid, bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung 
der Magnetschnellbahnverbindung Berlin-Hamburg sowie bei 
dem zwischen Bundesministerium für Verkehr, Industriekonsorti- 
um und DB AG am 25. April 1997 vereinbarten Eckpunktepapier 
ergeben. Der Bundesrechnungshof hat insbesondere 

die Risikoabgrenzung zwischen Bund, Bahn und Industrie bei 
Kostensteigerungen, mangelnden Erlösen und dem Ausfall des 
Gesamtsystems über einen Zeitraum von mehr als drei Mona- 
ten, 

- das Instandsetzungs- und Wartungskonzept für den Transrapid, 

- die Kostenaufteilung für notwendige Ersatzinvestitionen bei 
Fahrzeugen und Fahrweg, 

- die Frage der Übernahme von Baukostensteigerungen beim 
Fahrweg, 

- die etwaige Aufteilung von Verkaufserlösen und der Beteili- 
gung des Bundes, falls der Transrapid exportiert werden sollte, 

bemängelt. Vor diesem Hintergrund hat er eine neue aktualisier- 
te Fahrgast- und Erlösprognose sowie eine diesbezüglich aktuali- 
sierte Wirtschaftlichkeitsrechnung gefordert. 

Die vom Bundesministerium für Verkehr vorgelegten Berechnun- 
gen und Informationen über Kosten-, Erlös- und Lastenverteilung 
sind lückenhaft und in Teilen nicht nachvollziehbar. Auch dies wur- 
de vom Bundesrechnungshof bemängelt. Zusätzliche Risiken für 
und durch das Transrapid-Projekt sind über die Medien bekannt 
geworden. 

Hierbei handelt es sich u. a. um etwaige Baukostenüberschreitun- 
gen, für die nach Auffassung der DB AG der Bund einzustehen 
habe, wohingegen die Bundesregierung auf einer Deckelung bei 
6,1 Mrd. DM beharrt. Die Kostenträgerschaft bei einem etwaigen 
längerfristigen vollständigen Systemausfall ist bislang ungeklärt. 
Ebenfalls bislang nicht berücksichtigt und geklärt wurde die vom 
Bundesministerium für Verkehr bestätigte Trassenpreispflicht des 
Transrapid. Hierdurch entstehen beträchtliche Mehrkosten. 

Angesichts dieser und zahlreicher weiterer Risiken kann von 
Kostentransparenz nicht die Rede sein. Das MsbG verlangt aus- 
drücklich klare Vereinbarungen zwischen Bund und privaten Pro- 
jekträgern über die Verteilung von Investitions- und Betriebs- 
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lasten, da es sich um eine „neue Form der Zusammenarbeit" han- 
dele. Sie müssen „rechtzeitig vor Baubeginn" abgeschlossen sein 
und „die gegenseitigen finanziellen Verpflichtungen zwischen al- 
len Projektträgern regeln" (Begründung zum MsbG). Es besteht 
somit nicht nur erheblicher Informations- und Beratungsbedarf 
durch das Parlament, sondern vor allem Entscheidungsbedarf, ob 
die im MsbG formulierten Kriterien eingehalten werden können. 

Es ist daher erforderlich, dem Deutschen Bundestag eine - ge- 
genüber dem im April 1997 vorgestellten „Finanzierungs- und 
Managementkonzept", der „Wirtschaftlichkeitsberechnung" zur 
Magnetschnellbahnverbindung Berlin-Hamburg sowie dem zwi- 
schen Bundesministerium für Verkehr, Industriekonsortium und 
DB AG am 25. April 1997 Unterzeichneten Eckpunktepapier -voll- 
ständig um die derzeitigen Erkenntnisse und den derzeitigen Pla- 
nungsstand aktualisierte und alle Zahlungsverpflichtungen und 
Zahlungsströme zwischen Bund, DB AG und Industriekonsortium 
berücksichtigende Finanzplanung zur Beschlußfassung vorzule- 
gen. Sie muß die entsprechend § 2 MsbG zur Durchführung und 
zur Finanzierung erforderlichen Vereinbarungen einschließen. 

Der Abschluß weiterer bindender Vereinbarungen im Vorfeld der 
Bundestagswahl im Sinne einer „Absicherung des Projektes" zwi- 
schen den Proj ektbeteiligten würde erheblichen finanziellen Scha- 
den verursachen. Diesen gilt es abzuwenden. Dies gilt um so mehr, 
da ein Baubeginn vom Bundesminister für Verkehr, Matthias Wiss- 
mann, bereits mehrfach noch für den Sommer 1998 angekündigt 
wurde. Es ist daher erforderlich, einen Baubeginn für den Trans- 
rapid vor Beschlußfassung des Deutschen Bundestages über die 
weiteren zu treffenden Vereinbarungen zwischen Industriekon- 
sortium, DB AG und Bund zu unterbinden. 
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